
Wer gezwungen ist, sein Sofa ge-
gen eine Gartenbank aus Holz
einzutauschen, der muss erfin-

derisch sein: ein Blümchenkissen unter-
schieben, wenn der Rücken zwickt; ge-
bügelte leinentücher auf der Sitzfläche
ausbreiten, wenn es etwas vornehmer
aussehen soll; das Kaffeetischchen ver -
rücken, damit das Möbelstück aus dem
Baumarkt im Wohnzimmer gar nicht erst
auffällt. „es muss ja weitergehen, irgend-
wie“, sagt Veronika Bredow.

im Dezember erst ist die Rentnerin
umgezogen – des Ruhestandes und des
Geldes wegen. Die alte Wohnung war zu
groß und zu teuer, die neue Bleibe aber

ihre höhere Mütterrente nach Schätzun-
gen der linkspartei mit Stütze vom amt
verrechnen müssen – genau wie Veronika
Bredow. Selbst in der Rentenversicherung
halten experten die zahlen für realistisch. 

Für die Reform, die der Bundestag am
Donnerstag in erster lesung beraten soll,
nimmt die Regierung immense Summen
in die Hand. Die höheren Mütterrenten,
die abschlagsfreie Rente mit 63 und eine
Reihe weiterer Maßnahmen verschlingen
bis zum Jahr 2030 insgesamt 160 Milliar-
den euro. So steht es im Gesetzentwurf
– und das ist noch vorsichtig prognosti-
ziert. auf 200 Milliarden euro schätzen
Rentenexperten die Mehrausgaben, mit
230 Milliarden euro rechnet der Finanz-
wissenschaftler Reinhold Schnabel von
der Universität Duisburg-essen. ein teu-
reres Sozialprojekt gab es selten. ein frag-
würdigeres nie. 

Dabei sind fast 80 Prozent der Bevöl-
kerung der Meinung, dass es im Renten-
system fairer zugehen solle und kleinere
Renten aufgebessert gehörten. allerdings
leistet das neue Gesetz dazu so gut wie
keinen Beitrag. „Das Rentenpaket ist un-
sinnig, weil es keines der drängenden
Probleme löst“, sagt Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen
Gesamtverbandes. „Vor allem wird es
nicht helfen, altersarmut zu lindern.“ 

in Wahrheit hatten Union und SPD das
nie vor. ihnen ging es darum, um die
Stimmen älterer Wähler zu buhlen – be-
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Sozialministerin Nahles, Rentnerin Bredow: „Von 

Standard-
rentner mit 45

Versicherungsjahren
bekommen jährlich

rund 170 Euro
weniger.

Versicherte
zahlen bei einem
Monatsverdienst

von 3000 Euro jährlich
rund 160Euro mehr

Rentenbeitrag.

Geben und Nehmen
Folgen der Rentenreform der Großen Koalition
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Entwicklung des Beitragssatzes, in Prozent
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160 Milliarden Euro

ist für die alte Couch viel zu klein. Des-
halb sitzt die 65-Jährige nun auf einem
Sonderangebot aus Birke. ein neues Sofa
wird ein Traum bleiben. 

Genau 601 euro überweist ihr die Ren-
tenkasse monatlich. zum leben ist das
in leipzig zu wenig. Veronika Bredow
will beim Sozialamt deshalb einen antrag
auf finanzielle Hilfe stellen, auf „Grund-
sicherung im alter“, wie es in den For-
mularen heißt. 

es könnte bald besser werden, hatte
die 65-Jährige gehofft, schließlich gibt es
die neue Mütterrente der Großen Koali-
tion. zwei Kinder hat Veronika Bredow
zur Welt gebracht, beide wurden vor 1992
geboren. Damit stehen ihr monatlich
künftig rund 53 euro zusätzlich zu, Ve-
ronika Bredow hat das längst für sich aus-
gerechnet. 

Doch auf dem amt musste sie erfah-
ren, dass in der Welt des neuen Gesetzes
anders kalkuliert wird: Jeden Cent, den
Veronika Bredow mehr aus der Renten-
kasse bekommt, muss das Sozialamt mit
der Grundsicherung verrechnen. Von der
neuen leistung wird am ende auf ihrem
Konto nichts bleiben. „Von der Mütter-
rente“, schimpft sie, „habe ich nichts als
Rennerei mit dem amt.“

Neulich hat Veronika Bredow in der
zeitung wieder ein Foto der Sozial-
ministerin gesehen. andrea Nahles
posiert darauf vor einem Werbepla-
kat der Bundesregierung. „Das neue
Rentenpaket. So packen wir Gerech-

tigkeit“, stand darauf. Die zeitung
liegt jetzt in der Küche. Beim altpapier.

Gerechtigkeit ist das meistbenutzte ar-
gument, wenn es um das Rentenpaket
geht. Vermutlich ist es auch das am

meisten missbrauchte. Das neue Ge-
setz soll den Sozialstaat gerechter
machen, sagt Nahles, sagt ihr Par-
teichef Sigmar Gabriel, sagt Bun-
deskanzlerin angela Merkel. al-

lein: ihr Versprechen wird eine illu-
sion bleiben.
Tatsächlich schafft das Paragrafenwerk

eine Vielzahl neuer Ungerechtigkeiten,
und so passt es ins Bild, dass der Staat
ärmere Mütter leer ausgehen lässt, wäh-
rend wohlhabendere profitieren. es
könnten 260 000 Seniorinnen sein, die

S o z i a l e S

Die Mogelpackung
Die Rentenreform der Großen Koalition soll den Sozialstaat
fairer machen – in Wahrheit reißt sie neue Gerechtigkeits -

lücken: Bedürftige gehen leer aus, Wohlhabende profitieren. 



sonders in ihren Kernzielgruppen. Die
Union erfüllte mit der Mütterrente einen
Wunsch von CSU und Frauenunion, die
Sozialdemokratie umgarnte mit der ab-
schlagsfreien Rente mit 63 die Gewerk-
schaften. am ende landeten beide Pläne
im Regierungsprogramm, als „Wahlge-
schenke für eine klar definierte Klientel“,
wie der Ökonom axel Börsch-Supan vom
Max-Planck-institut für Sozialpolitik sagt. 

Bezahlen müssen dafür die abhängig
Beschäftigten und ihre arbeitgeber. ohne
die Reform hätten die Rentenbeiträge im
Januar von 18,9 auf 18,3 Prozent des Brut-
tolohns sinken müssen. Um die neuen
Wohltaten zu finanzieren, setzte die Re-
gierung die entlastung einfach aus. 

Paradoxerweise aber müssen auch die
Ruheständler selbst für die Wohltaten
aufkommen, mit denen sie umschmei-
chelt werden sollten – Kleinstrentner ge-
nauso wie Gutversorgte. Schuld ist der
Mechanismus der Rentenformel. Das
Rentenniveau vor Steuern falle bis zum
Jahr 2030 nun „um 0,7 Prozentpunkte ge-
ringer aus“, gab die Bundesregierung
schon zu. Nach Schätzungen des Max-
Planck-instituts für Sozialpolitik könnten
es sogar 2,5 Prozentpunkte sein: Das Ren-
tenniveau würde damit vielleicht sogar
unter die gesetzlich festgeschriebene Min-
destgrenze von 43 Prozent des Durch-
schnittslohns rutschen. 

es ist das Dauerdilemma der Politik:
indem der Sozialstaat löcher schließen

will, die er selbst geschaffen hat, reißt er
neue Gräben auf. Nirgendwo zeigt sich
das deutlicher als in all den Forderungen
nach Gleich- und Besserstellung, nach
aufwertung und abrechnung, die das Ge-
setz begleiten. 

So klagt Ulrike Mascher, Präsidentin
des Sozialverbands VdK, es sei eine „Un-
gerechtigkeit“, dass Frauen, die ihre klei-
nen Renten aufstocken müssten, von der
höheren Mütterrente nicht profitierten.
„ich plädiere dafür, gesetzliche Renten
oder private Vorsorgeleistungen nicht
vollständig auf die Grundsicherung im
alter anzurechnen“, sagt sie. Besser sei
„ein Freibetrag von 100 euro“.

andere Protagonisten haben ihre Wün-
sche gleich schriftlich im Sozialministeri-
um eingereicht: Die CSU will mit der
Rente mit 63 ebenso alle Mütter oder
Selbständigen beglücken, die freiwillig
Beiträge eingezahlt haben. Die Beamten
wollen die Mütterrente auch für sich ein-
fordern. Und die neuen länder fordern
mehr Geld für ostdeutsche Frauen. 

Denn das Gesetz schafft bei dem Ver-
such, vollkommene Gerechtigkeit zu
schaffen, gleich wieder neue Ungerech-
tigkeiten – vor allem bei der Mütterrente:
Wer seine Kinder im osten in den Schlaf
gewiegt hat, dem stehen künftig monat-
lich genau 26,39 euro mehr pro Kind zu.
Wer dagegen im Westen an der Wickel-
kommode stand, den belohnt Vater Staat
mit 28,61 euro. Dass sich der Sozialstaat

im Westen großzügiger zeigt als im osten,
dieses Prinzip tastet die Bundesregierung
selbst 24 Jahre nach der Wiedervereini-
gung nicht an. 

eine andere Ungerechtigkeit bleibt
ebenfalls bestehen: Frauen, deren Kinder
vor 1992 geboren wurden, sollen künftig
zwar besser behandelt werden – aber sie
werden noch lange nicht gleichgestellt. 

Um das zu verstehen, sollte man auf
einem ledersofa Platz nehmen, das so
weich und bequem ist wie der Sozialstaat
in den achtziger Jahren. es ist das Sofa
Norbert Blüms, der damals als Renten-
minister amtierte. in jenen Bonner Jahren
konnten ihm die altersgelder nicht üppig
genug ausfallen, heute sagt er: „Vollstän-
dige Gerechtigkeit gibt es auf erden nicht
– und sie ist im Sozialstaat auch nicht fi-
nanzierbar.“ 

Die lücke bei der Mütterrente, die die
Regierung jetzt nur halbieren, aber nicht
stopfen will – sie entstand in der Ära
Blüm. im Jahr 1986 hatte der damalige
Sozialminister das sogenannte Babyjahr
eingeführt. Seither erhalten Frauen für
die erziehung eines Kindes ein Beitrags-
jahr gutgeschrieben. 1989 wurde die Regel
aufgestockt: Frauen, die ihre Kinder 1992
oder später zur Welt bringen würden, er-
werben sogar drei Beitragsjahre. 

Für die Älteren galt die aufwertung
nicht, schon damals wäre das zu teuer ge-
wesen. Die empörung war groß, doch die
Regel hielt bis heute. am ende gelte das
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der Mütterrente habe ich nichts als Rennerei mit dem Amt“



eherne Gesetz der Sozialpolitik, sagt
Blüm: „Wenn du nicht alles bekommen
kannst, nimm wenigstens einen Teil.“ 

allerdings gab es damals einen ent-
scheidenden Unterschied: Die neue leis-
tung wurde aus Steuern finanziert, zu de-
nen jeder Bürger umso mehr beitragen
muss, je mehr er verdient. Die Mütter-
rente von Schwarz-Rot dagegen speist
sich aus den Sozialbeiträgen der arbeit-
nehmer, die vor allem die Gering- und
Durchschnittsverdiener belasten. 

Das Resultat ist paradox. Beamte oder
Selbständige bleiben bei der Finanzie-
rung außen vor, weil sie überhaupt nicht
in die gesetzliche Kasse einzahlen müs-
sen. Profitieren von der höheren Mütter-
rente können anwältinnen oder zahn-
ärztinnen aber dennoch. 

als Freiberuflerinnen dürfen sie sich
über die komfortablen Versorgungswerke
ihrer zunft für das alter absichern. Doch
selbst wenn sie nie oder nur sporadisch
Beiträge an die gesetzliche Kasse abge-
führt haben, überweist ihnen die Renten-
versicherung künftig unter bestimmten
Voraussetzungen eine Mütterrente – fi-
nanziert aus den Sozialabgaben von Se-
kretärinnen und Sprechstundenhilfen.
Herbert Rische, langjähriger Chef der
Deutschen Rentenversicherung, hält das
schlicht für „verfassungswidrig“. 

auch die anwältin Susanne Pötz-Neu-
burger hat über ein Versorgungswerk und
eine lebensversicherung für ihr alter
vorgesorgt. in zwei Jahren will die heute
63-Jährige in den Ruhestand wechseln.
Die einzigen beiden Jahre, in denen sie
selbst Geld für die gesetzliche Renten-
kasse aufbrachte, stammen aus ihrem Re-
ferendariat Mitte der siebziger Jahre.
Dennoch darf Pötz-Neuburger bei drei
Kindern mit einem Mütterrentenplus von
fast 90 euro monatlich rechnen. 

Für einen ausflug ins Restaurant wird
das Geld jedenfalls reichen. „Wollen wir
nicht die erste Mütterrente mit einem gro-
ßen essen verspeisen?“, hat sie neulich
an ihre Freundinnen gemailt. Für sie ist
die neue Sozialleistung eine anerken-
nung: „Welche anwältin setzt heute noch
drei Kinder in die Welt?“

es ist die schwierigste aufgabe des So-
zialstaats, die lasten zwischen starken
und schwachen Schultern gerecht zu
 verteilen. 

Wem muss geholfen werden, und wer
hilft sich selbst? an welcher Stelle nutzen
Milliarden, und wo sind sie überflüssig?
Um die Sozialkassen wenigstens ein biss-

chen zu schonen, setzt der Gesetzgeber
daher bei jeder leistungsausweitung
Grenzen. Doch jede Grenze führt zu neu-
en Widersprüchen. 

in den Bundestagsbüros stapeln sich in-
zwischen Briefe von Bürgern, die sich
durch das neue Gesetz eher betrogen als
beschenkt fühlen. Unter SPD-abgeordne-
ten kursieren nun drei Musterbriefe, um
renitente Rentner milde zu stimmen: ein
Schreiben zur Gleichstellung von ost und
West bei der Mütterrente, eines zur an-
rechnung auf die Grundsicherung, eines
zur Stichtagsregel bei der Rente mit 63.
Denn der abschlagsfreie Vorruhestand soll
für Versicherte mit 45 Beitragsjahren gel-
ten, die vom 1. Juli an in den Ruhestand
gehen – und keinen einzigen Tag früher. 

auch Rita Koczorski hat eine Be-
schwerde nach Berlin geschickt. „Saue-
rei“ ist noch eines der sanfteren Urteile,
die die Dortmunderin über die Rente mit

63 fällt. in 49 Berufsjahren hat sie sich
von der Sekretärin zur Vertriebsexpertin
für Großbatterien hochgearbeitet. im ver-
gangenen Juni ging sie mit 63 Jahren in
Rente. es war genau ein Jahr zu früh.
Jetzt muss sie mit 7,2 Prozent abzügen
auskommen, ein Rentnerleben lang. Um-
gerechnet verzichtet sie auf mehr als 150
euro im Monat. 

Dabei geht es den Koczorskis im Ru-
hestand nicht schlecht. einschränken
muss sich das ehepaar vor allem in der
Frage, ob es im Urlaub statt nach Thai-
land an den Tegernsee fährt. Und den-
noch fühlt sich Rita Koczorski getäuscht.
„Das ist kein Rentenpaket, das ist eine

Mogelpackung“, schimpft sie. Hätte sie
sich am ende ihres arbeitslebens noch
für ein Jahr arbeitslos gemeldet, bekäme
sie vielleicht keine Rentenabschläge.

Vor dem edeka-Markt um die ecke
wollte ihr ein SPD-Politiker neulich zum
Weltfrauentag eine Rose überreichen.
Koczorski steckte beide Hände tief in die
Manteltaschen. „Von der SPD sollte ich
keine Rosen annehmen“, sagte sie. „ihr
habt das mit der Rente mit 63 angestellt.“ 

Tatsächlich zählt das Vorhaben zu den
umstrittensten Reformen. So sperren sich
die Wirtschaftspolitiker der Union, weil
sie fürchten, dass sich künftig Hundert-
tausende Fachkräfte in den Vorruhestand
verabschieden könnten. Mehrmals traf
sich eine arbeitsgruppe im Sozialminis-
terium, um einen Kompromiss auszu -
loten. Sie diskutierte Strafzahlungen für
arbeitgeber und Sanktionen für ar -
beitnehmer, sie kalkulierte rollierende
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In den Bundestagsbüros stapeln sich die Briefe von
Menschen, die sich eher betrogen als beschenkt fühlen.

Fliesenleger Eugen, Martin Lütke Bordewick, Anwältin Pötz-Neuburger: Wem muss geholfen werden, und wer hilft sich selbst?
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 Stichtagsregeln, die das Ministerium in -
zwischen vorgeschlagen hat, und aus-
stiegsklauseln. zu Beginn dieser Woche
wollen die abgeordneten einen neuen
einigungsversuch unternehmen – der
ausgang ist ungewiss. So planen sie
schon ein, das Gesetz notfalls erst im
parlamentarischen Verfahren zu über -
arbeiten. 

Gründe gäbe es genug. Sozialexperten
sind fassungslos, dass die Regierung rund
zwei Milliarden euro jährlich ausgerech-
net an jene verteilen will, die vergleichs-
weise üppige Renten erhalten: Vor allem
männliche Facharbeiter bringen die nö-
tigen 45 Beitragsjahre zusammen. Die
Nutznießer der abschlagsfreien Frührente
hätten in ihrem erwerbsleben aber „im
Schnitt 25 Prozent über dem Durch-
schnittseinkommen verdient“, sagt Öko-
nom Börsch-Supan. entsprechend hoch
fällt ihre altersversorgung aus.

Sozialministerin Nahles sagt, es gehe
um Menschen, „die jahrzehntelang hart

gearbeitet haben und nun nicht mehr
können“. Sie erzählt dann von ihrem
 Vater, dem Maurer, der gern bis 65 im
Job geblieben wäre – wenn nur der
 Rücken mitgemacht hätte. Malocher, die
geschuftet haben, bis sie nicht mehr
 können, sollten aber nicht noch mit Ren-
tenabschlägen bestraft werden. Das emp-
fänden viele Menschen „als ungerecht“,
sagte Nahles im SPieGel-Gespräch (Heft
11/2014). 

Das Problem ist nur, dass ihre Maß-
nahmen daran kaum etwas ändern. So
können die neue Frührente auch alle Ver-
sicherungsfachangestellten oder Finanz-
berater nutzen, die ihr erwerbsleben im
wohltemperierten Büro verdösten. Dage-
gen wird die Rente mit 63 an vielen Mau-
rern oder Fliesenlegern vorbeigehen, weil
Rücken oder Knie erst gar keine 45 Bei-
tragsjahre mitmachen. 

Martin lütke Bordewick ahnt jetzt
schon, dass er auf die abschlagsfreie Früh-
rente besser nicht setzen sollte. 2009 wur-
de sein rechtes Knie operiert, 2010 das
linke. „Berufsrisiko“, sagt der 38-Jährige.
lütke Bordewick ist Fliesenleger. 

Das Handwerk hat er im selben Betrieb
gelernt wie sein Vater eugen. Gemeinsam
haben sie das elternhaus in der Ruhrge-
bietsstadt Wanne gefliest, gemeinsam die
Fassade verklinkert. Verschieden sind nur
ihre Berufskrankheiten: Bei Vater eugen
sind es die Bandscheiben, bei Martin die
Knie. Schon vor vier Jahren riet der Dok-
tor, dass Martin besser nur noch eine hal-
be Stunde am Stück hocken oder sitzen
solle. Dass lütke Bordewick weiterhin
auf dem Boden herumrutscht und Fliesen
legt, hat vor allem mit seiner Renten -
information zu tun. 

in dem Schreiben, das er vor einiger
zeit aus dem Briefkasten zog, las er: „Wä-
ren Sie heute wegen gesundheitlicher ein-
schränkungen voll erwerbsgemindert, be-

kämen Sie von uns eine monatliche Rente
von: 644,79 euro.“ zuerst dachte lütke
Bordewick an seine zwei Kinder. Und
dann dachte er: „Das reicht nicht.“ 

Die erwerbsminderungsrente ist das
höchste aller armutsrisiken. Wer gesund-
heitlich so angeschlagen ist, dass er nicht
mehr arbeiten kann, muss häufig mit ei-
ner Rente auf Hartz-iV-Niveau leben.
Wen die arbeitsunfähigkeit im Jahr 2012
in den Vorruhestand zwang, der erhielt
durchschnittlich nur 607 euro aus der
Rentenkasse. 1,6 Millionen Menschen be-
ziehen derzeit eine erwerbsminderungs-
rente. Über zehn Prozent sind auf Stütze
vom Sozialamt angewiesen – bei den nor-
malen Rentnern sind es zwei Prozent. 

Dass hier etwas geschehen muss, darin
sind sich alle experten einig. allerdings
enthält das Rentenpaket für jene, die Hil-
fe am nötigsten hätten, nur bescheidene

Verbesserungen: Mit durchschnittlich 40
euro mehr im Monat können die er-
werbsgeminderten künftig rechnen. Ge-
rade 200 Millionen euro lässt sich die Re-
gierung diese Verbesserungen im nächs-
ten Jahr kosten. Für die Rente mit 63 gibt
sie das zehnfache aus. 

Sozialorganisationen wie der Paritäti-
sche Gesamtverband schlagen daher vor,
„auf die abschlagsfreie Rente mit 63 zu
verzichten und stattdessen in höhere er-
werbsminderungsrenten zu investieren“,
wie Ulrich Schneider sagt. Gehör fand er
bislang kaum. zu verliebt war die Große
Koalition in ihr Gerechtigkeitsverspre-
chen – und in Wahlgeschenke an jene,
die sie kaum nötig haben.

So vollbringt die Regierung das Kunst-
stück, ein Paket zu schnüren, das dem
Sozialstaat lasten aufbürdet wie kaum
ein anderes zuvor und das sein hehres
ziel doch nicht erreichen wird. 

Wer als Rentnerin auf Stütze angewie-
sen ist, hat vermutlich nichts von der Müt-
terrente. Wer sich ein leben lang am Bau
oder am Hochofen geschunden hat, be-
kommt oft keine Chance, vorzeitig in den
Ruhestand zu gehen. Und wer doch von
den Präsenten der Regierung profitiert,
den beschleicht irgendwann ein schales
Gefühl – das Gefühl, dass er die leistun-
gen, die seine Kinder und enkel mit Mil-
liarden belasten werden, vielleicht gar
nicht nötig hat. 

asnata inzelmann-zöbe erhält von Juli
an ein doppeltes Geschenk. Wegen der
Mütterrente wird ihre altersversorgung
etwas höher ausfallen – und wegen der
neuen abschlagsfreien Rente beginnt ihr
Ruhestand zwei Jahre früher als geplant.
Schon im Juli will sie mit 63 Jahren in
Rente gehen. eigentlich hatte sie früher
einmal geplant, bis 65 zu arbeiten. „ich
fühle mich fit und gesund“, sagt sie. 

inzelmann-zöbe assistiert als Praxis-
managerin ihrem ehemann, einem Der-
matologen in der Nähe von Nürnberg.
Knapp 800 euro Rente monatlich stehen
ihr künftig inklusive der Mütterrente zu.
Hochgerechnet auf jene zwei Jahre, die
sie jetzt früher in Rente geht, macht das
rund 20000 euro – eine Summe, über die
inzelmann-zöbe sich nicht einmal freuen
kann. „Das ganze Geld wird dafür jetzt
rausgehauen“, sagt sie. „Man sollte es lie-
ber in Bildung investieren oder in Kitas.“ 

Sie reagiert nun mit einem eigenen
kleinen investitionsprogramm. Das Geld
aus der Rentenkasse will sie gewinnbrin-
gend anlegen – für ihre beiden Kinder.
„Die müssen das Ganze ja irgendwann
bezahlen.“ Denn das Rentenniveau der
alten werden die Jungen nie mehr errei-
chen. auch dafür sorgt das neue Renten-
paket, das die Regierung nach eigenem
Bekunden vor allem aus einem Grund
geschnürt hat: „Weil es gerecht ist“. 

Kristiana ludwig, Cornelia Schmergal,
Fritz zimmermann
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Frührentnerin Koczorski: „Ihr habt das mit der Rente mit 63 angestellt“ 


